Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ NE 2. 8 


(Nr. 7041.) Geſetz, betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender 
Schlachthäuſer. Vom 18. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


aaa, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


§. 
In denjenigen Gemeinden, in welchen eine Gemeindeanſtalt zum Schlachten 
von Vieh (öffentliches Schlachthaus) errichtet iſt, kann durch Gemeindebeſchluß 
angeordnet werden, daß innerhalb des ganzen Gemeindebezirks oder eines Theils 
Auſelben das Schlachten ſämmtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh, ſowie 
gewiſſe mit dem Schlachten in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehende, beſtimmt 
zu oe Verrichtungen, ausſchließlich in dem öffentlichen Schlachthauſe, 
tejp. den öffentlichen Schlachthäuſern, vorgenommen werden dürfen. f 
5 In dem Gemeindebeſchluſſe kann beſtimmt werden, daß das Verbot der 
ferneren Benutzung anderer als der in einem öffentlichen Schlachthauſe befind⸗ 
lichen Schlachtſtätten: d 
J!) auf die im Beſitze und in der Verwaltung von Innungen oder ſonſtigen 
Korporationen befindlichen gemeinſchaftlichen Schlachthäuſer, 
2) auf das nicht gewerbmäßig betriebene Schlachten 
keine Anwendung finde. 5 : 
$. 2. 
Durch Gemeindebeſchluß kann nach Errichtung eines öffentlichen Schlacht- 
uſes angeordnet werden, daß alles in daſſelbe gelangende Schlachtvieh zur 


Feſtſtellung feines Geſundheitszuſtandes ſowohl vor als nach dem Schlachten 
einer Unterſuchung durch Sachverſtändige zu unterwerfen iſt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7041.) 40 $. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 6. April 1868. 


= m —_ 


§. 3. 

Die in den FF. 1. und 2. ee Gemeindebeſchlüſſe bedürfen zu 

ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Bezirksregierung. 3 

Das Verbot der Benutzung anderer als der im öffentlichen Schlachthauſe 

befindlichen Schlachtſtätten (F. 1.) tritt ſechs Monate nach der Veröffentlichung 

des genehmigten Gemeindebeſchluſſes in Kraft, ſofern nicht in dieſem Beſchluſſe 
ſelbſt eine längere Friſt beſtimmt iſt. 


F. 4. 1 

Die Gemeinde iſt verpflichtet, das öffentliche, ausſchließlich zu benutzende 
Schlachthaus den örtlichen Bedürfniſſen entſprechend einzurichten und zu erhalten. 
Will die Gemeinde die Anſtalt eingehen laſſen, ſo iſt der Termin der, 


Aufhebung von der Genehmigung der Regierung abhängig. 
$. 5. 


Die Gemeinde ift befugt, für die Benutzung der Anftalt, ſowie für die 3 


Unterſuchung des Schlachtviehes, beziehungsweiſe des Fleiſches, Gebühren zu 2 
erheben. Der Gebührentarif wird durch Gemeindebeſchluß auf mindeſtens ein- 
jährige Dauer feſtgeſetzt und zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Die Höhe der Tarifſätze iſt ſo zu bemeſſen, daß 


1) die für die Unterſuchung (F. 2.) zu entrichtenden Gebühren, die Koſten a 
dieſer Unterſuchung, 3 


2) die Gebühren für die Schlachthausbenutzung den zur Unterhaltung der 
Anlagen, für die Betriebskoſten, ſowie zur Verzinſung und allmäligen 
Amortiſation des Anlagekapitals und der etwa gezahlten Entfchädigunge 
ſumme ($. 7.) erforderlichen Betrag 0 


nicht überſteigen. 


Ein 1 Zinsfuß als fünf Prozent jährlich und eine höhere Amorti⸗ “4 
ſationsquote als Ein Prozent nebſt den jährlich erſparten Zinfen darf hierbei nicht — 
berechnet werden. 3 


. 6. 


Die Benutzung der Anſtalt darf bei Erfüllung der allgemein vorgeſchrie⸗ 
benen Bedingungen Niemandem verſagt werden. 


$. 7. 


Den Eigenthümern und Nutzungsberechtigten der in dem Gemeindebezirke 
vorhandenen Privat⸗Schlachtanſtalten iſt für den erweislichen, wirklichen Scha⸗ 
den, welchen fie dadurch erleiden, daß die zum Schlachtbetriebe dienenden Ge 
bäude und Einrichtungen in Folge der nach F. 1. getroffenen Anordnung ihrer 
Beſtimmung entzogen werden, von der Gemeinde Erſatz zu leiſten. 8 A 

ine 


> 


Eine Entſchädigung für Nachtheile, welche aus Erſchwerungen oder Stö⸗ 
rungen des Geſchäftsbetriebes hergeleitet werden möchten, findet nicht ſtatt. 


| 8 
Soweit Pacht- und Miethverträge die Benutzung von Privat⸗Schlacht⸗ 
anſtalten zum d haben, erreichen ſolche Verträge ihr Ende ſpäteſtens 
mit dem Ablauf der nach F. 3. den Schlachthausbeſitzern gewährten Friſt. 
= Ein Entſchädigungsanſpruch wegen diefer Auflöſung allein ſteht dem Ver⸗ 
pächter und Pächter gegen einander nicht zu. 


F. 9. 

Die Eigenthümer und Nutzungsberechtigten (Pächter, Miether) von Pripat⸗ 

Schlachtanſtalten find bei Vermeidung des Verluſtes ihrer Entſchädigungsanſprüche 

gegen die Gemeinde verpflichtet, dieſelben innerhalb der ihnen nach $. 3. gewähr⸗ 

fen Friſt bei der Bezirksregierung anzumelden. N 

Dieſe Behörde ernennt einen Kommiſſarius, welcher unter Zuziehung von 

zwei Beiſitzern den Anſpruch zu prüfen und den Betrag der Entſchädigung zu 

ermitteln hat. : 

Der Eine der Beiſitzer ift von dem Entſchädigungsberechtigten, der andere 

von der Gemeinde zu wählen. Erfolgt die Wahl nicht binnen einer vom Kom⸗ 

= Bier. zu beſtimmenden mindeſtens zehntägigen Friſt, ſo ernennt dieſer die 
eiſitzer. 8 


$. 10. 


Nach Beendigung der Inſtruktion reicht der Kommiſſarius die Verhand⸗ 
lungen mit ſeinem Gutachten der Bezirksregierung ein, welche über den Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch durch ein mit Gründen abgefaßtes Reſolut entſcheidet und 
eine Ausfertigung deſſelben Jedem der Betheiligten durch den Kommiſſarius aus⸗ 
händigen läßt. 5 
8 


Gegen das Reſolut ſteht Jedem der Betheiligten innerhalb einer Friſt von 
vier Wochen, vom Tage der Behändigung des Reſoluts an gerechnet, die Be⸗ 
ſchreitung des Rechtsweges zu. ö : 
8 Nach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt hat das Refolut: die Wirkung eines 
rechtskräftigen Erkenntniſſes. 

| er 


Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes finden auch auf den Fall 
Anwendung, in welchem die Gemeinde das öffentliche, ausſchließlich zu benutzende 
Schlachthaus nicht ſelbſt errichtet, ſondern die Errichtung Hen einem anderen 
3 sa anime überläßt. In dieſem Falle verbleiben der emeinde die ihr in 
dieſem Geſetze auferlegten Verpflichtungen. Das gegenſeitige Verhältniß zwiſchen 
der Gemeinde und dem Unternehmer ift durch einen Vertrag zu regeln, welcher 
der Beſtätigung der Bezirksregierung unterliegt, ; 

ir 7041) 40* $. 13. 


DIT em Geſetze den Bezirksre 1 en Befugnife fe 
in der Provinz Hannover, fo lange . daſelbſt nicht = 
1 5 den ee zu. 
$. ie 


Wer der nach $. 1. getroffenen Anordnung zuwider außerhalb des ö 
lichen Schlachthauſes entweder Vieh ſchlachtet, oder eine der ſonſtigen im Gemeind 
beſchluß näher bezeichneten Verrichtungen vornimmt, hat für jeden Uebertretun 
fall eine Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder im Unvermögensfalle werhae 
a e Gefängnißſtrafe verwirkt. 


0 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck 0 
= Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben u Di 18. wen, 1868. 
(. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


höchſter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Ausdehnung der 
durch den Allerhöchſten Erlaß vom 8. Januar 1866. dem Wehlauer 
Kreiſe bezüglich des Baues und der Unterhaltung der Chauſſee von Gu⸗ 
behnen nach Stampelken bewilligten Rechte auch auf die Chauſſee von 


Stampelken bis zur Labiauer Kreis-Chauffee von Nauzken über Kaymen 
nach Sielkeim. 5 g 


uf Ihren Bericht vom 1. Februar d. IJ. genehmige Ich, daß die durch 
Meinen Erlaß vom 8. Januar 1866. (Geſetz-Samml. von 1866. S. 43.) dem 
Wehlauer Kreiſe, im Regierungsbezirk Königsberg, bezüglich des Baues und der 

terhaltung der Chauſſee von Gubehnen nach Stampelken bewilligten Rechte 

1 auf die im Anſchluſſe an dieſe Straße auszuführende Chauſſee von Stam: 

en bis zur Labiauer Kreis-Chauffee von Nauzken über Kaymen nach Sielkeim 

Anwendung kommen. i N 5 a 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen f 
enntniß zu bringen. a i = 


Berlin, den 8. Februar 1868. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenplitz Gr. zu Eulenburg. 5 


den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


el 


. 7042-7043.) 


(Nr. 7043.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Wehlauer Kreiſes im Betrage von 54,800 Thalern II. Emiſſion. 
Vom 8. Februar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Wehlauer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 15. November 1867. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten, außer der durch das Privilegium vom 8. Januar 
1866. (Gefeß-Samml. für 1866. S. 43.) genehmigten Anleihe von 67,100 Thalern, 
annoch erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkünd⸗ 


bare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 54,800 Thalern ausſtellen 


zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 54,800 Tha- 
lern, in Buchſtaben: vierundfunfzig Tauſend und achthundert Thalern, welche 


in folgenden Apoints: ö 
20,000 Thaler à 500 Thlr. 
20,000 Thaler à 200 Thlr. 
14,800 Thaler à 100 Thlr. 
—= 54,800 Thaler, = 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit fünf 
ee jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 


zwanzig Jahren mit wenigſtens jährlich fünf Prozent des Kapitals zu tilgen 
ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit 
der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


8 Gegeben Berlin, den 8. Februar 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr zu Eulenburg. 


x Pro⸗ 


Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab innerhalb eines Zeitraums von 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
des 
Wehlauer Kreiſes 
Eittr. . 

II. a Emiſſion 
über 


N Thaler Preußiſch Kurant. 


* 


S Auf Glund der unte en... genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
15. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 54,800 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten des Wehlauer Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 
unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld vorn Thalern Preu⸗ 
ßiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent 
jährlich zu verzinſen ſind. 
f Die Rückzahlung der ganzen Schuld von Thalern geſchieht vom 
= 5 1869. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 20 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens fünf Prozent des ge- 
ſammtten Kapitals jährlich. : 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem Monate 
Februar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende 
Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten 
Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern 
unnd Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und 
Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regie⸗ 
lung zu Königsberg, ſowie in dem Wehlauer Kreisblatte und in dem Königlich 
Preußiſchen Staatsanzeiger. g 
n Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinfet, 

Gr. 7043.) Die 


284 — 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück 
155 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 


ei der Kreis-Kommunalkaſſe des Wehlauer Kreiſes, und zwar auch in der nach | 


dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung = 


find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 5 


zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
ezogen. a 
1 Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 5 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. . 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Wehlau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch e der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen E 
ausgezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung nd ..... halbjährige Zinskupons bis zum = 


Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 4 
munalkaſſe des Wehlauer Kreiſes gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 


Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


inskupons gegen Quittung 


epd ie 1 Pe ER 
ier ren 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der ‚ 


Kreis mit feinem Vermögen. 
Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter 
ſchrift ertheilt. 


F 18. 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauffeebauten im Wehlauer Kreiſe. 


Pro- : 


Provinz Preußen, 


Zinskupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Wehlauer Kreiſes 
Einf . 
II. Emiſſion 
Where ... Thaler zu .... Prozent Zinſen 
über 
„ Thaler . . Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
it vom enn bis; keſp vom ñ bis. 
und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das e 
V S mit (in Buchſtabenn Thalern .. Silber⸗ 
groſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Wehlau. 5 
d Santa den 8 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Wehlauer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier. Jahren nach 
Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
alenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


„„ 
zur \ 
Kreis⸗Obligation des Wehlauer Kreiſes 
II. Emiſſion. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Wehlauer Kreiſes 
. . ber Thaler & ... Prozent Zinſen 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Wehlau, nach Maaßgabe der diesfälligen, in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. 
TDapiau, den n ae 18% 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Wehlauer Kreiſe. 


ehe 1868. (Nr. 7043.) 4¹ (Nr. 7044.) 


(Nr. 7044.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Februar 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- 

Chauſſee von Dähre im Kreiſe Salzwedel, Regierungsbezirk Magdeburg, 

bis zur Kreisgrenze bei Schmölau in der Richtung auf Bodenteich. 9 


Nadin Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen Aus⸗ 
bau der Straße von Dähre im Kreiſe Salzwedel, Regierungsbezirk Magdeburg, 
bis zur Kreisgrenze bei Schmölau in der Richtung auf Bodenteich, durch den 
Kreis Salzwedel genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem genannten Kreiſe das 
Exproprigtionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Salzwedel gegen Uebernahme der künf— 
tigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 

N e e nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ 
tenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Sas Chan von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffer 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 4 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


„Berlin, den 24. Februar 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


3 


(Nr. 7046) 


5 
5 
2 


r. 7045.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1868. betreffend d n Bau und die künftige 
Verwaltung der Eiſenbahnen von Schneidemühl nach Dirſchau und von 
Thorn nach Inſterburg, ſowie die Anwendung des Expropriationsrechts 
auf die zur Ausführung der gedachten beiden Eiſenbahnen erforderlichen 
Grundſtücke und des Rechts zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke. 


uf Ihren Bericht vom 11. März d. I. ermächtige Ich Sie, den Bau und 

e künftige Verwaltung der durch das Geſetz vom 17. Februar 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1868. S. 71.) zur Ausführung für Rechnung des Staates ge⸗ 
nehmigten Eiſenbahnen von Schneidemühl über Konitz nach Dirſchau und von 

horn nach Inſterburg mit feſter Weichſelbrücke bei Thorn der Direktion der 
Oſtbahn zu Bromberg, welche auch hinſichtlich dieſer Bau⸗Ausführung und Ver⸗ 
waltung alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben ſoll, zu 
bertragen. Zugleich beſtimme Ich, daß für beide Eiſenbahnen das Recht zur 

vpropriation derjenigen Grundſtücke, welche zur Bau⸗Ausführung nach den von 

hnen feſtzuſtellenden Bauplänen erforderlich find, ſowie das Recht zur vorüber⸗- 
chenden Benutzung fremder Grundſtücke nach den Vorſchriften des Geſetzes 
ber die w—2 vom 3. November 1838. zur Anwendung 
ommen ſoll. 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 12. März 1868. i ä 


Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
ar, öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7046.) Bekanntmachung, betreffend die mit Oldenburg abgeſchloſſene Uebereinkunft zur 
wechſelſeitigen Beförderung der Strafrechtspflege. Vom 25. März 1868. 


Di Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung 
ſind zur wechſelſeitigen Beförderung der Strafrechtspflege über folgende Artikel 
übereingekommen, welche für den ganzen Umfang der beiderſeitigen Staatsgebiete 
Geltung haben ſollen. 5 


Artikel 1. 


Die Behörden beider Staaten, welche in Strafſachen zu einer polizeilichen 
oder richterlichen Thätigkeit berufen ſind, leiſten ſich gegenſeitig alle diejenige 
Rechtshülfe, welche fie den betreffenden Behörden des Inlandes nach deſſen Ge 
ſetzen und Gerichtsverfaſſung nicht verweigern dürfen, inſofern das gegenwärtige 
Abkommen nicht beſondere Einſchränkungen feſtſtellt. . 


Artikel 2. 


Beſtrafung Die Uebertreter von Strafgeſetzen werden von dem Staate, welchem fie 
berlinterthanen angehören, nicht ausgeliefert, ſondern können, ſoweit nicht die nachfolgenden Ar⸗ 
wegen der 15 tikel Ausnahmen beſtimmen, nur in dem letzteren wegen der in dem anderen 
a Slaate begangenen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen, wenn ſie auch 
Verbrechen. nach den Geſetzen des Staates, dem ſie angehören, ſtrafbar find, zur Unter⸗ 
3 ſuchung gezogen und nach deſſen Geſetzen beſtraft werden, daher findet auch ein 
Kontumazialverfahren des anderen Staates gegen ſie, mit Ausnahme der im Ar⸗ 
tikel 4. gedachten Fälle, nicht ſtatt. 4 
Rückſichtlich derjenigen Frevel und Uebertretungen, welche in der zwifchen 
der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung ab⸗ 
eſchloſſenen Uebereinkunft vom 23./7. April 1865. erwähnt find, bewendet es 
bei den Beſtimmungen dieſer Uebereinkunft, welche auch für die durch das Preu⸗ 
ßiſche Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden Preußiſchen Ge- 
ſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Lan⸗ 
destheile Wirkſamkeit haben ſollen. 


Artikel 3. 


Vollſtreckung Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des anderen ſich 
der Stra eines Verbrechens oder Vergehens oder einer Uebertretung ſchuldig gemacht hat, 
etennnife und daſelbſt ergriffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, fo wird, wenn 
der Angeſchuldigte gegen juratoriſche Kaution oder Handgelöbniß entlaſſen wor⸗ 
den iſt, und ſich in feinen Heimathsſtaat zurück begeben hat, von den Straf⸗ 
gerichtsbehörden dieſes Staates das Erkenntniß des ausländiſchen Gerichts, nach 
vorgängiger Requiſition und Mittheilung des Urtheils, ſowohl an der Perſon 
als an den in dem Staatsgebiete befindlichen Gütern des Verurtheilten vollzogen, 
vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, auch 
nach den Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht und nicht aug e i 

0 


blos gegen polizei⸗ und finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet iſt, ingleichen un⸗ 
1 5 des dem requirirten Staate zuſtändigen Strafverwandlungs⸗ oder Be⸗ 
gnadigungsrechtes. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Angeſchuldigten 
nach der Verurtheilung oder während der Strafverbüßung ſtatt. s 
| Hat ſich der Angeſchuldigte aber vor der Verurtheilung der Unterſuchung 
diurch die Flucht entzogen, fo ſoll es dem unterſuchenden Gerichte nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Angeſchuldigten nach Maaßgabe der Geſetze des requirirten Staates, ſowie 
auf Einbringung der aufgelaufenen Ankoſten aus dem Vermögen deſſelben anzu⸗ 
tragen, und muß dieſem Antrage wiederum unter der Vorausſetzung, daß die 
Handlung, wegen deren die Unterfuchung eingeleitet war, auch nach den Geſetzen 
des requirirten Staates mit Strafe bedroht und nicht zugleich blos gegen polizei⸗ 
oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet iſt, von dem requirirten Staate ent⸗ 
ſprochen werden. In Fällen, wo der Verurtheilte nicht vermögend iſt, die Koſten 
der Strafvollſtreckung zu tragen, tritt die Beſtimmung des Artikels 13. ein. 


Artikel 4. 


Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des anderen Staates Bedingt zn 
durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehört, gar verftattende 
nicht mit Strafe bedroht find, z. B. durch Uebertretung eigenthümlicher Abgaben⸗ Sake BE 
geſetze, Polizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von dieſem > 
Staate nicht beſtraft werden können, ſo foll auf vorgängige Requiſition zwar 
nicht zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des anderen Staates geftellt, 
demſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die 
Anſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zuläſſige Kontumazial⸗ 
verfahren wahren könne. 5 
Se Doch foll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staates 
Waaren in Beſchlag genommen worden ſind, die Verurtheilung, ſei es im Wege 
„des Kontumazialverfahrens oder ſonſt, nur inſofern eintreten, als fie ſich auf die 
in Beſchlag genommenen Gegenſtände beſchränkt. In Anſehung der Kontraven⸗ 
tion gegen Zollgeſetze bewendet es bei dem unter den reſpektiven Vereinsſtaaten 
abgeſchloſſenen Zolltartell f 


f Artikel 5. 
Der zuſtändige Strafrichter darf auch, ſoweit die Geſetze ſeines Landes es 


geſtatten, über die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſprüche mit er⸗ 
kennen, wenn darauf von dem Beſchädigten angetragen worden iſt. 


* 
Artikel 6. 


Alterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen, Vergehen oder Auslieferung 
Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den anderen Staat ſich geflüchtet der Geftüch. 
haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu fein, werden nach keien. 85 


vorgängiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 
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| Artikel 7, : 1 
Auslieferung Solche, eines Verbrechens, Vergehens oder einer Uebertretung verdächtige 
der Ausländer. Individuen, welche weder des einen noch des anderen Staates Unterthanen find, 
werden, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be⸗ 
. ſchuldigt ſind, demjenigen Staate, in welchem die ſtrafbare Handlung verübt 

. wurde, auf vorgängige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert, 
Es bleibt jedoch dem requirirten Staate überlaſſen, ob er dem Auslieferungs⸗ 
antrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem 
der Angeſchuldigte angehört, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt und deren 
Erklärung erhalten habe, ob ſie den Angeſchuldigten zur eigenen Beſtrafung rekla⸗ 
miren wolle. i 

Artikel 8. 


Den Anträgen außerdeutſcher Regierungen auf Auslieferung eines Unter⸗ 
thans des einen kontrahirenden Staates wird von dem anderen kontrahirenden 
Staate nicht eher Folge gegeben werden, als bis der Heimathsſtaat des rekla⸗ 
mirten Unterthans Gelegenheit erhalten hat, ſelbſt die Auslieferung dieſes letzteren 
in Antrag zu bringen. 


Artikel 9. 


. blicke In denſelben Fällen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung 
© Arnahme eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem anderen 


liefe, Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 


Artikel 10. 


ellung der Wenn die perſönliche Gegenwart der Zeugen an dem Orte der Unter⸗ 
ſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des einen Staates vor 
das e e des anderen zur Ablegung des Zeugniſſes, zur Kon⸗ 
frontation oder Rekognition, gegen vollſtändige Vergütung der Reiſekoſten und. 
der Verſäumniß, nie verweigert werden. 1 


Artikel 11. 


Da nunmehr die Fälle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer- 
den ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher ſie obliegt, Reverſalien 
über gegenſeitige gleiche Rechtswillfährigkeit nicht zu verlangen. Inſoweit in 
dem einen oder anderen Staate die vorgängige Anzeige der requirirten Gerichte 
bei der vorgeſetzten Behörde angeordnet tft, bewendet es bei der deshalb getroffer 
nen Anordnung. . 


Artikel 12. 


Unterſuchungskoſten, welche bei dem zufolge dieſes Vertrages zuſtändigen 
Gerichte des einen Staates entſtanden und nach den dort geltenden Vorſchriften 
feſtgeſetzt und für beitreibungsfähig erklärt worden ſind, ſollen auf We 
b de 


betreffenden Behörde auch in dem anderen Staate von dem daſelbſt ſich auf- 
haltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen werden. 

Artikel 13. 

In allen Strafſachen, in welchen die Bezahlung der Unkoſten dazu unver⸗ 
mögenden Perſonen obliegt, haben die Behörden des einen Staates den Requi⸗ 
fitionen der Behörden des anderen ſportel⸗ und ſtempelfrei zu entſprechen und 
nur die Auslagen an Porto, Botenlohn, Gebühren der Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen, Verpflegungs⸗ und Transportkoſten der Gefangenen, ſowie an Diäten 
und Reiſekoſten der Beamten zu liquidiren. 


Artikel 14. 


Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhörenden Zeugen und anderen 
Perſonen ſollen die Neife- und Zehrungskoſten nebſt der wegen ihrer Verſäum⸗ 
niß ihnen gebührenden Vergütung, nach der von dem requirixten Gerichte geſche⸗ 
henen tarmäßigen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem requi⸗ 
kirenden Gerichte ſofort verabreicht werden. \ 


Artikel 15. 


Zar Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung von 
Unterſuchungskoſten obliegt, hinreichendes Vermögen dazu beſitzt, ſoll nur das 
Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter welcher dieſe Perſon 
ihren weſentlichen Wohnſitz hat. Sollte dieſelbe ihren Wohnſitz in einem dritten 
Staate haben, und die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden ſein, ſo wird es angeſehen, als ob ſie kein hinreichendes eigenes Ver⸗ 
mögen beſitze. 

Idſt in Kriminalfällen ein Angeſchuldigter zwar vermögend, die Koſten zu 
entrichten, jedoch in dem geſprochenen Erkenntniß dazu nicht verurtheilt worden, 

ſo iſt dieſer Fall dem des Unvermögens ebenfalls gleich zu ſetzen. 


Artikel 16. 


| Bei Verfolgung flüchtiger Perſonen auf friſcher That ſoll es den Polizei⸗ Nacheile. 
beamten der beiden Staaten geſtattet ſein, die Verfolgung auf das Gebiet des ER 
anderen Staates fortzuſetzen und, falls daſelbſt die Hülfe der zuſtändigen Beamten 
nicht ſofort erlangt werden kann, den Verdächtigen einſtweilen anzuhalten. Sie 
haben denselben jedoch ſofort der nächſten Polizeibehörde des Staates“ in deſſen 
Gebiet er ergriffen worden iſt, zu überliefern, welche über die fernere Feſthaltung 
des Verdächtigen 0 beſtimmen und wegen der etwa verlangten Auslieferung das 
Weitere zu veranlaſſen hat. 5 f b 


5 8 Artikel 17. „„ 
5 Beſchwerden über Verfügungen der Gerichte erſter Inſtanz ſind zunächſt Schlußbeſtim⸗ 
bei dem vorgeſetzten Obergerichte reſp. Appellationsgerichte anzubringen und 5 mungen. 
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der Entſcheidung der Centralbehörde geltend zu machen. 
Gleichergeſtalt find Beſchwerden über die Staatsanw 


5 dem vorgeſetzten Beamten der Staatsanwaltſchaft anzubringen. 
a Artikel 18. 


Die Dauer der gegenwärtigen Uebereinkunft wird zunächſt auf zwölf Jahre, 
vom 1. April 1868. an gerechnet, feſtgeſetzt. Vom 1. April 1878. an ſteht 
jedem Theile die Kündigung offen, mit der Wirkung, daß nach Ablauf des 
nächſten Kalenderjahres nach demjenigen, in welchem die Kündigung erfolgt, die 

Vebereinkunft erliſcht. 5 5 

Mit der Publikation der ed ee Uebereinkunft werden alle älteren 
Verträge, welche über den nämlichen Gegenſtand mit den ehemaligen Regierungen 
der neuerdings mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile abgeſchloſſen 
worden ſind, insbeſondere die im Jahre 1815. mit der Hannoverſchen Regierung 
über die Auslieferung der Verbrecher u. ſ. w. abgeſchloſſene Konvention nebſt 
der dazu unter dem 16/23. Oktober 1841. verabredeten Deklaration, ſowie die 
wzwiſchen der Großherzoglich Oldenburgiſchen und der Landgräflich Heſſiſchen Re 
gierung getroffene Uebereinkunft wegen Verhütung und Beſtrafung der Forſtfrevel ꝛe. 


vom 29. Mai 1840. als erloſchen angeſehen. 


Zu Urkund deſſen iſt vorſtehende Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt wor⸗ 
den, um gegen eine entſprechende Erklärung der Großherzoglich Oldenburgiſchen = 


nn Regierung ausgetauſcht zu werden. 


Berlin, den 25. März 1868. 


Der Koͤniglich Preußiſche Praͤſident des Staatsminiſteriums und 


Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


f Mieherde Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsminiſteriums vom 12. März 1868. 
aausgetauſcht worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. ; 
Berlin, den 25. März 1868. a 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


